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Antrag 

der Abgeordneten Roland Magerl, Elena Roon, Franz Schmid, Andreas Winhart, 
Matthias Vogler und Fraktion (AfD) 

Kosten für unbegleitete minderjährige Ausländer endlich gegenüber dem Bund 
einfordern und abrechnen! 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, alle erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, da-
mit die vom Bund bislang nicht ausreichend übernommenen Kosten für die Aufnahme, 
Unterbringung, Betreuung und Integration unbegleiteter minderjähriger Ausländer  
(umA) und junger volljähriger Ausländer dem Freistaat vollständig erstattet werden. Ins-
besondere handelt es sich um Umsetzung des Beschlusses der Jugend- und Familien-
ministerkonferenz (JFMK) vom 23.05./24.05.2024 in Bremen (TOP 6.4): 

1. eindeutige Regelungen, damit der Bund künftig mindestens die Hälfte der Kosten 
für umA übernimmt, einschließlich der Wiedereinführung der umA-Pauschale 

2. zusätzliche Sach- und Personalkosten 

3. eine wissenschaftlich evidente Altersfeststellung 

4. Schärfung und Ergänzung der Regelungen des Sozialgesetzbuch Achtes Buch, um 
auf die steigenden Herausforderungen in der Kinder- und Jugendhilfe reagieren zu 
können 

 

 

Begründung: 

Laut Bundesgesetzgeber gilt für die Unterbringung, Versorgung und Betreuung von  
umA und jungen erwachsenen Ausländern das Primat der Kinder- und Jugendhilfe, 
weshalb die Kommunen vor Ort dafür Sorge zu tragen haben, dass unbegleitete Min-
derjährige dem Kindeswohl entsprechend untergebracht, betreut und versorgt werden. 
Als Entlastungspauschale erhielten die Länder von 2016 bis 2022 jährlich dafür 
350 Mio. Euro über ihren Umsatzsteueranteil. Davon entfielen auf den Freistaat 
rund 55 Mio. Euro. Diese Pauschale wurde abgeschafft, obwohl sich die Anzahl der  
umA und jungen volljährigen Ausländer auf hohem Niveau hält (5 032 Stich-
tag 30.11.2025). Entsprechend stieg die tatsächliche Kostenerstattung durch den Frei-
staat an die Bezirke (vgl. Drs. 19/4195). Für die Jahre 2024 und 2025 wurden haushal-
terisch jeweils 75 Mio. Euro veranschlagt. Für 2026 und 2027 steigt der Ansatz auf 
100 Mio. Euro, zuzüglich weiterer 10 bzw. 9,4 Mio. Euro für die Unterbringung, Versor-
gung und Betreuung ausländischer junger Volljähriger. Wie eine Schriftliche Anfrage 
ergab, haben rund 90 Prozent der antragstellenden, unbegleiteten Minderjährigen in 
Bayern keine ID-Papiere (Drs. 19/4195).  

Bereits mit dem Umlaufbeschluss 02/2023 der JFMK vom 03.11.2023 forderten die 
Bundesländer angesichts der stark gestiegenen und zugleich schwer vorhersehbaren 
Zahl einreisender unbegleiteter Minderjähriger zusätzliche Maßnahmen, um die Aufga-
ben der Aufnahme und Betreuung auch künftig zuverlässig erfüllen zu können. Eine 
konkrete Forderung bzw. entsprechende Initiative des Freistaates fehlt bisher gänzlich. 
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Dabei erklärte Staatsministerin Ulrike Scharf im August 2024, dass die Kostenpau-
schale für die Unterbringung umA nicht einfach gestrichen werden darf, sondern die 
Kosten vom Bund dynamisiert mitgetragen werden müssen. 

Zeitgleich steht die Jugendhilfe derzeit vor großen Herausforderungen: Laut aktuellem 
Bericht der Bundesregierung zur Situation unbegleiteter ausländischer Minderjähriger 
in Deutschland ist die Bereitstellung ausreichender Plätze in Einrichtungen und betreu-
ten Wohnformen für umA und junge Volljährige angesichts der hohen Fallzahlen beson-
ders schwierig. Zugleich sind die Mitarbeiter stark belastet, und die Einhaltung fachli-
cher Standards stellt eine zusätzliche Herausforderung dar. 

Vor diesem Hintergrund erscheint es sinnvoll, auf eine Anpassung des Jugendhilfe-
rechts hinzuwirken. Insbesondere könnten Regelungen zur Altersstruktur der nach 
Deutschland kommenden umA geschaffen werden, die eine versorgungsmäßige Diffe-
renzierung ermöglichen. Dadurch wäre eine angemessene Betreuung auch auf einem 
reduzierten Leistungsniveau möglich, was sowohl die Hilfesysteme als auch die Kos-
tenträger entlasten würde. 

Weshalb wir es für dringend geboten halten, dass sich der Freistaat – wie von der 
Staatsministerin angekündigt – nun endlich mit Nachdruck im Bundesrat für eine Initia-
tive zur Wiedereinführung der Kostenpauschale einsetzt, um die Kommunen bei der 
Unterbringung, Betreuung und Versorgung unbegleiteter Minderjähriger und junger 
Volljähriger nachhaltig zu entlasten und das Konnexitätsprinzip auch zwischen Bund 
und Länder einzuhalten. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 

Antrag der Abgeordneten Roland Magerl, Elena Roon, Franz Schmid u.a. und 
Fraktion (AfD) 
Drs. 19/9411 

Kosten für unbegleitete minderjährige Ausländer endlich gegenüber dem Bund 
einfordern und abrechnen! 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Rene Dierkes 
Mitberichterstatter: Karl Straub 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen 
und Integration federführend zugewiesen. Weitere Ausschüsse haben sich mit 
dem Antrag nicht befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 37. Sitzung am 29. Ja-
nuar 2026 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Petra Guttenberger 
Vorsitzende 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Präsidentin Ilse Aigner



Präsidentin Ilse Aigner: Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 auf:

Abstimmung

über Verfassungsstreitigkeiten, Europaangelegenheiten und Anträge, die gem. § 

59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 1)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak­

tionen verweise ich auf die endgültige Abstimmliste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim­

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der endgültigen Abstimmliste einver­

standen ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist das ganze Hohe Haus. Gibt 

es Gegenstimmen? – Das sehe ich nicht. Enthaltungen? – Das sehe ich auch nicht. 

Damit werden diese Voten vom Landtag übernommen.
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Beschlussempfehlungen der Ausschüsse, die der 
Abstimmung über die Verfassungsstreitigkeiten, 
Europaangelegenheiten und nicht einzeln zu beratenden 
Anträge zugrunde gelegt wurden (Tagesordnungspunkt 2) 
 
Es bedeuten: 
(E)  einstimmige Zustimmungsempfehlung des Ausschusses 
(G)  Zustimmungsempfehlung des Ausschusses mit Gegenstimmen 
(ENTH) Zustimmungsempfehlung des Ausschusses mit Enthaltungen 
  oder 
  Enthaltung einer Fraktion im Ausschuss 
(A)  Ablehnungsempfehlung des Ausschusses oder 
  Ablehnung einer Fraktion im Ausschuss 
(Z)  Zustimmung einer Fraktion im Ausschuss 

Verfassungsstreitigkeiten 

1. Schreiben des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs vom 18. Februar 2026 
(Vf.3-VII-26) betreffend 
Antrag auf Feststellung der Verfassungswidrigkeit 
1. des Art. 21 Abs. 1 a der Gemeindeordnung (GO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl. S. 796, 797, BayRS 2020-1-1-l), 
die zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 23. Dezember 2025 (GVBl. S. 637) 
geändert worden ist, 
2. des Art. 15 Abs. 1 a der Landkreisordnung (LKrO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl. S. 826, BayRS 2020-3-1-l), die 
zuletzt durch § 2 des Gesetzes vom 23. Dezember 2025 (GVBl. S. 637) 
geändert worden ist, 
3. des Art. 15 Abs. 1 a der Bezirksordnung (BezO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22. August 1998 GVBl. S. 850, BayRS 2020-4-2-l), die 
zuletzt durch § 3 des Gesetzes vom 23. Dezember 2025 (GVBl. S. 637) 
geändert worden ist 
PII-3001-2-45 
Drs. 19/10803 (G) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 
 
I. Der Landtag beteiligt sich an dem Verfahren. 
II. Die Klage ist zulässig, aber unbegründet. 
III. Zum Vertreter des Landtags wird der Abgeordnete  
 Dr. Alexander Dietrich bestimmt. 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z A Z Z 
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2. Meinungsverschiedenheit  
(Vf.2-VIII-26 Bayerischer Verfassungsgerichtshof) 
zwischen der Antragstellerin 
Fraktion Alternative für Deutschland im Bayerischen Landtag 
und den Antragsgegnerinnen 
1. CSU-Fraktion im Bayerischen Landtag 
2. Fraktion FREIE WÄHLER im Bayerischen Landtag 
3. Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Bayerischen Landtag 
4. Bayern SPD-Landtagsfraktion 
5. Bayerische Staatsregierung 
vom 18. Februar 2026 über die Frage, ob 
1. Art. 21 Abs. 1 a der Gemeindeordnung (GO) in der Fassung  
der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl. S. 796, 797,  
BayRS 2020-1-1-l), die zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom  
23. Dezember 2025 (GVBl. S. 637) geändert worden ist, 
2. Art. 15 Abs. 1 a der Landkreisordnung (LKrO) in der Fassung  
der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl. S. 637)  
geändert worden ist, 
3. Art. 15 Abs. 1 a der Bezirksordnung (BezO) in der Fassung  
der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl. S. 850,  
BayRS 2020-4-2-l), die zuletzt durch § 3 des Gesetzes vom  
23. Dezember 2025 (GVBl. S. 637) geändert worden ist, 
die Bayerische Verfassung verletzen. 
 
PII-3001-4-4-1 
Drs. 19/10802 (G) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 
 
I. Der Landtag beteiligt sich an dem Verfahren. 
II. Die Klage ist zulässig, aber unbegründet. 
III. Zum Vertreter des Landtags wird der Abgeordnete  
 Dr. Alexander Dietrich bestimmt. 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z A Z Z 
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Europaangelegenheiten 

3. Antrag der Abgeordneten Florian Streibl, Felix Locke,  
Ulrike Müller u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER), 
Dr. Gerhard Hopp, Kerstin Schreyer, Martin Wagle u.a. CSU 
Subsidiarität 
Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments  
und des Rates über saubere Unternehmensfahrzeuge 
COM(2025) 994 final 
BR-Drs. 57/26  
Drs. 19/10398, 19/11074 
 
Votum des federführenden Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z A A 

4. Antrag der Abgeordneten Dr. Gerhard Hopp, Alexander Flierl, 
Tanja Schorer-Dremel u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Ulrike Müller u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Subsidiarität 
Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments  
und des Rates zur Änderung der Verordnung (EU) 2019/631 in Bezug auf 
CO2-Emissionsnormen für neue leichte Nutzfahrzeuge und die 
Fahrzeugkennzeichnung sowie zur Aufhebung der Richtlinie 1999/94/EG; 
COM(2025) 995 final 
BR-Drs. 68/26 
Drs. 19/10791, 19/11075 
 
Votum des federführenden Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z A A 
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5. Konsultationsverfahren der Europäischen Union 
 
Justiz und Grundrechte 
Grenzüberschreitende justizielle Zusammenarbeit –  
Überarbeitung der Eurojust-Verordnung (Folgenabschätzung) 
02.12.2025 - 24.02.2026 
Drs. 19/9800, 19/11038 
 
Votum des endberatenden Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 
 
Der Bayerische Landtag gibt die auf Drs. 19/11038 veröffentlichte 
Stellungnahme ab. 
Der Beschluss des Bayerischen Landtags wird unmittelbar an die Europäische 
Kommission, das Europäische Parlament, den Ausschuss der Regionen und 
den Deutschen Bundestag übermittelt. 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

6. Konsultationsverfahren der Europäischen Union 
 
Lebensmittelsicherheit 
Verordnung über Biozidprodukte – Bewertung 
11.12.2025 - 05.03.2026 
Drs. 19/10698, 19/11036 
 
Votum des endberatenden Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 
 
Der Bayerische Landtag gibt die auf Drs. 19/11036 veröffentlichte 
Stellungnahme ab. 
Der Beschluss des Bayerischen Landtags wird unmittelbar an die Europäische 
Kommission, das Europäische Parlament, den Ausschuss der Regionen und 
den Deutschen Bundestag übermittelt. 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 
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Anträge 

7. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Benjamin Adjei u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Medienkompetenz statt Verbote:  
Kluge Lösungen für unsere Jugend im digitalen Zeitalter! 
Drs. 19/8771, 19/10692 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend und Familie 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A ENTH Z ENTH 

8. Antrag der Abgeordneten Gerd Mannes, Harald Meußgeier,  
Christin Gmelch und Fraktion (AfD) 
Wirtschaftsschädliche CO2-Bepreisung zurücknehmen:  
Taten statt Populismus! 
Drs. 19/8842, 19/10632 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

9. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Ursula Sowa u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Vereinfachung und Praxistauglichkeit der KfW-Baudarlehen 
Drs. 19/8901, 19/10696 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wohnen, Bau und Verkehr 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z ENTH 

10. Antrag der Abgeordneten Thomas Huber,  
Prof. Dr. Winfried Bausback, Martina Gießübel u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Anton Rittel u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Verwaltung entbürokratisieren I:  
Verwaltungsvereinfachung bei Transferleistungen 
Drs. 19/8931, 19/10693 (G) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend und Familie 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z A 
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11. Antrag der Abgeordneten Thomas Huber,  
Prof. Dr. Winfried Bausback, Martina Gießübel u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Anton Rittel u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Verwaltung entbürokratisieren II: Sozialverwaltung durch besseres 
Zusammenspiel der Akteure effizienter gestalten 
Drs. 19/8932, 19/10694 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend und Familie 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

12. Antrag der Abgeordneten Thomas Huber,  
Prof. Dr. Winfried Bausback, Martina Gießübel u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Anton Rittel u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Verwaltung entbürokratisieren III: Bürokratie durch 
Registermodernisierung und Once-Only-Prinzip abbauen 
Drs. 19/8933, 19/9831 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für Wirtschaft, 
Landesentwicklung, Energie, Medien und Digitalisierung 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

13. Antrag der Abgeordneten Petra Högl, Alexander Flierl, 
Tanja Schorer-Dremel u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Benno Zierer u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Programm „KlimaWildnis“ des Bundesministeriums für Umwelt, 
Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit 
Drs. 19/8939, 19/10633 (G) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z A Z Z 
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14. Antrag der Abgeordneten Nicole Bäumler, Dr. Simone Strohmayr, 
Holger Grießhammer u.a. SPD 
Bericht zum Modellversuch zur Förderung rechenschwacher Schülerinnen 
und Schüler an weiterführenden Schulen 
Drs. 19/8973, 19/10716 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

15. Antrag der Abgeordneten Roland Magerl, Elena Roon,  
Franz Schmid u.a. und Fraktion (AfD) 
Starke Teilhabe: Prüfungsgebühren für Gebärdensprachdolmetscher  
in Bayern abschaffen! 
Drs. 19/8987, 19/10717 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

16. Antrag der Abgeordneten Doris Rauscher, Florian von Brunn, 
Holger Grießhammer u.a. SPD 
Recht auf Analog!  
Drs. 19/9065, 19/10695 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend und Familie 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A ENTH ENTH Z 

17. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Paul Knoblach u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Tragende Schafe und Ziegen dürfen nicht geschlachtet werden - 
Erweiterung des bestehenden Abgabeverbotes um diese Tierarten 
Drs. 19/9071, 19/10634 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 
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18. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Cemal Bozoğlu u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Gemeinsam gegen Antiziganismus I: Planungssicherheit für die  
„Melde- und Informationsstelle Antiziganismus in Bayern“ (MIA Bayern)  
Drs. 19/9074, 19/10729 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

19. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Cemal Bozoğlu u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Gemeinsam gegen Antiziganismus II: Vertretung des Landesverbandes 
der Sinti und Roma im Rundfunkrat des Bayerischen Rundfunks  
und im Medienrat der Bayerischen Landeszentrale für neue Medien 
Drs. 19/9075, 19/10730 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

20. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Cemal Bozoğlu u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Gemeinsam gegen Antiziganismus III: 
Bekämpfung des Antiziganismus in Südosteuropa  
Drs. 19/9076, 19/10731 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

21. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Cemal Bozoğlu u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Gemeinsam gegen Antiziganismus IV: 
Antidiskriminierungsberatung des Landesverbandes  
der Sinti und Roma in Bayern sichern 
Drs. 19/9077, 19/10732 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

22. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Mia Goller u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Verbindliche Herkunfts- und Haltungskennzeichnungen  
für tierische Produkte vor dem Hintergrund des geplanten  
EU-Mercosur-Handelsabkommens 
Drs. 19/9078, 19/10635 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 
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23. Antrag der Abgeordneten Florian Streibl, Felix Locke, 
Dr. Martin Brunnhuber u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER), 
Dr. Ute Eiling-Hütig, Tanja Schorer-Dremel, Konrad Baur u.a. CSU 
Förderung der Medienkompetenz an Schulen –  
Handyverbot allein reicht nicht! 
Drs. 19/9090, 19/10718 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

24. Antrag der Abgeordneten Florian Streibl, Felix Locke, 
Dr. Martin Brunnhuber u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER), 
Dr. Ute Eiling-Hütig, Tanja Schorer-Dremel, Konrad Baur u.a. CSU 
G9 auf der Zielgeraden – Bericht zur Umsetzung eines 
bildungspolitischen Meilensteins 
Drs. 19/9091, 19/10719 (ENTH) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z ENTH Z Z 

25. Antrag der Abgeordneten Andreas Jurca, Andreas Winhart,  
Johann Müller und Fraktion (AfD) 
Verzögerte Auszahlung staatlicher Fördermittel –  
strukturelle Entlastung der Landkreise bei Zwischenfinanzierungen 
Drs. 19/9094, 19/10683 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Staatshaushalt und Finanzfragen 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 
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26. Antrag der Abgeordneten Florian Streibl, Felix Locke,  
Marina Jakob u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER), 
Alexander Flierl, Tanja Schorer-Dremel, Volker Bauer u.a. CSU 
Angemessene Ausgestaltung von Ausgleichs-  
und Kompensationsmaßnahmen sowie artenschutzrechtlichen Gutachten 
bei Bauvorhaben zum Schutz von „Leib und Leben“  
Drs. 19/9095, 19/10636 (G) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z A ENTH 

27. Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, Thomas Huber, 
Tanja Schorer-Dremel u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Susann Enders u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Solidarität mit Parkinson-Erkrankten:  
Durch Fakten Versorgung verbessern 
Drs. 19/9108, 19/10687 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit, Pflege und Prävention 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

28. Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath,  
Tanja Schorer-Dremel, Dr. Andrea Behr u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Susann Enders u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Mehr Erwachsene gegen Hepatits B impfen! 
Drs. 19/9109, 19/10688 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit, Pflege und Prävention 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 
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29. Antrag der Abgeordneten Petra Guttenberger,  
Michael Hofmann, Dr. Alexander Dietrich u.a. CSU 
Notwendige Reform der Asylverfahrensberatung vorantreiben! 
Drs. 19/9123, 19/10677 (G) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z A A 

30. Antrag der Abgeordneten Katrin Ebner-Steiner,  
Christoph Maier, Martin Böhm u.a. und Fraktion (AfD) 
Einsetzung eines Untersuchungsausschusses zur Aufklärung  
eines möglichen Fehlverhaltens von Mitgliedern der Staatsregierung  
und des Landtags im Zusammenhang mit dem von der  
Weimer Media Group ausgerichteten Ludwig-Erhard-Gipfel,  
insbesondere bezüglich der Teilnahme an durch die Weimer Media Group 
verkauften Treffen mit Spitzenpolitikern, eines möglichen Fehlverhaltens 
der Weimer Media Group im Zusammenhang mit dem  
Ludwig-Erhard-Gipfel, sowie eines möglichen Fehlverhaltens  
von bayerischen Behörden und bayerischen Staatsunternehmen, 
insbesondere der finanziellen Förderung des Ludwig-Erhard-Gipfels  
und einer möglichen intransparenten Einflussnahme durch die von der 
Weimer Media Group verkauften Treffen auf Gesetzgebungsverfahren 
und Verwaltungsführung in Bayern sowie auf das Verhalten des 
Freistaates bei Gesetzgebungsverfahren im Bundesrat 
Drs. 19/9147, 19/10678 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

31. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Christian Zwanziger u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Stärkung der Schulleitungen in Bayern I: Einführung erweiterter 
Schulleitungen an allen Schularten in Bayern 
Drs. 19/9208, 19/10720 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 
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32. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Christian Zwanziger u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Stärkung der Schulleitungen in Bayern II: Netzwerkstrukturen für 
Austausch, Unterstützung und Professionalisierung in Bayern schaffen 
Drs. 19/9209, 19/10721 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 

33. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Christian Zwanziger u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Stärkung der Schulleitungen in Bayern III:  
Mehr Leitungszeit für Schulleitungen! 
Drs. 19/9210, 19/10722 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 

34. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Christian Zwanziger u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Stärkung der Schulleitungen in Bayern IV: Mehr Frauen in Führung. 
Mentoring- und Entwicklungsprogramm für weibliche Schulleitungen  
und Führungskräftenachwuchs in Bayern 
Drs. 19/9211, 19/10723 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 
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35. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Christian Zwanziger u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Stärkung der Schulleitungen in Bayern V:  
mehr Perspektiven, Qualifizierung und Unterstützung  
für zukünftige Führungskräfte im Bildungssystem 
Drs. 19/9212, 19/10724 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A ENTH Z Z 

36. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Christian Zwanziger u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Stärkung der Schulleitungen in Bayern VI: Jetzt Jobsharing und 
Teilzeitmodelle für Schulleitungen aller Schularten ermöglichen! 
Drs. 19/9213, 19/10725 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 

37. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Gabriele Triebel u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Wo will die Staatsministerin für Unterricht und Kultus hin?  
Transparenz schaffen für klare Zielvorstellungen auf allen Ebenen! 
Drs. 19/9220, 19/10726 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 

38. Antrag der Abgeordneten Rene Dierkes, Christoph Maier,  
Dieter Arnold u.a. und Fraktion (AfD) 
Sicherheitsüberprüfung und Datenabgleich bei Einbürgerungen 
vollständig digitalisieren und vereinheitlichen – Bundesratsinitiative  
des Freistaates 
Drs. 19/9234, 19/10679 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 
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39. Antrag der Abgeordneten Rene Dierkes, Christoph Maier,  
Dieter Arnold u.a. und Fraktion (AfD) 
Belastungsgrenzen in der kommunalen Asylunterbringung  
rechtssicher verankern 
Drs. 19/9235, 19/10680 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

40. Antrag der Abgeordneten Rene Dierkes, Christoph Maier,  
Dieter Arnold u.a. und Fraktion (AfD) 
Forensisch-psychiatrische Kapazitäten und Verfahren für psychisch 
auffällige oder gefährliche Ausländer im Freistaat ausbauen  
und koordinieren 
Drs. 19/9244, 19/10689 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit, Pflege und Prävention 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

41. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Katrin Ebner-Steiner, 
Christoph Maier, Martin Böhm u.a. und Fraktion (AfD) 
Verwaltungsrevolution 4.0 für Bayern: Digital, schlank, bürgerfreundlich 
Drs. 19/9257, 19/10691 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

42. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Patrick Friedl u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Invasive Arten in Bayern: Aktuelle Lage und Zukunftsstrategien 
Drs. 19/9331, 19/10637 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A ENTH Z Z 
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43. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Toni Schuberl u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Ja zu moderner Drogenpolitik, nein zu populistischen Blockaden! 
Drs. 19/9372, 19/10690 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit, Pflege und Prävention 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 

44. Antrag der Abgeordneten Roland Magerl, Elena Roon,  
Franz Schmid u.a. und Fraktion (AfD) 
Kosten für unbegleitete minderjährige Ausländer endlich  
gegenüber dem Bund einfordern und abrechnen! 
Drs. 19/9411, 19/10681 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

45. Antrag der Abgeordneten Kristan Freiherr von Waldenfels, 
Maximilian Böltl, Daniel Artmann u.a. CSU 
Finanzielle Bildung an allen Schulen stärken 
Drs. 19/9483, 19/10727 (E) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

46. Antrag der Abgeordneten Jürgen Baumgärtner, Josef Zellmeier, 
Michael Hofmann u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Felix Freiherr von Zobel u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Steuerliche Förderung Wohnungsbau I:  
Steuerliche Förderung von familiengerechtem Mietwohnungsbau 
Drs. 19/9498, 19/10684 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Staatshaushalt und Finanzfragen 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 
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47. Antrag der Abgeordneten Jürgen Baumgärtner, Josef Zellmeier, 
Michael Hofmann u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Felix Freiherr von Zobel u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Steuerliche Förderung Wohnungsbau II: 
„Nägel mit Köpfen“ beim Wohnungsbau – Rückkehr zur bewährten 
steuerlichen Förderung von selbstgenutztem Wohneigentum! 
Drs. 19/9499, 19/10685 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Staatshaushalt und Finanzfragen 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

48. Antrag der Abgeordneten Maximilian Böltl, Jürgen Baumgärtner, 
Kerstin Schreyer u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Martin Behringer u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Steuerliche Förderung Wohnungsbau III: 
Baukasten als Bauturbo – steuerliche Erleichterungen  
für mehr Wohnungen 
Drs. 19/9500, 19/10686 (E) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

49. Antrag der Abgeordneten Petra Guttenberger, Peter Wachler, 
Dr. Alexander Dietrich u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Alexander Hold u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Trennungsgebot bei Abschiebungshaft abschaffen:  
Erhöhung der Haftplatzkapazitäten und Bürokratieabbau  
Drs. 19/9508, 19/10682 (G) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z A A 

50. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Cemal Bozoğlu u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Gemeinsam gegen Antiziganismus V – Einrichtung der Stelle eines 
unabhängigen Beauftragten gegen Antiziganismus  
und für das Leben der Sinti und Roma  
Drs. 19/9525, 19/10733 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 
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51. Antrag der Abgeordneten Rene Dierkes, Martin Böhm,  
Dieter Arnold u.a. und Fraktion (AfD) 
Politische Chancengleichheit auch im digitalen Raum verwirklichen –  
Die Verordnung (EU) 2024/900 über die Transparenz  
und das Targeting politischer Werbung aufheben 
Drs. 19/9663, 19/10734 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

52. Antrag der Abgeordneten Dr. Ute Eiling-Hütig, Dr. Gerhard Hopp, 
Thomas Huber u.a. und Fraktion (CSU), 
Florian Streibl, Felix Locke, Ulrike Müller u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER), 
Katharina Schulze, Johannes Becher, Cemal Bozoğlu u.a.  
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN), 
Holger Grießhammer, Markus Rinderspacher, Volkmar Halbleib u.a.  
und Fraktion (SPD) 
Antiziganismus entschieden entgegentreten –  
Sinti und Roma in Bayern stärken 
Drs. 19/9815, 19/10735 (G) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z A Z Z 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Roland Magerl, Elena Roon, Franz Schmid, Andreas 
Winhart, Matthias Vogler und Fraktion (AfD) 

Drs. 19/9411, 19/10681 

Kosten für unbegleitete minderjährige Ausländer endlich gegenüber dem Bund 
einfordern und abrechnen! 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Tobias Reiß 

I. Vizepräsident 

 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher
Abg. Rene Dierkes
Abg. Karl Straub
Abg. Gülseren Demirel
Abg. Alexander Hold
Abg. Horst Arnold



Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Ich rufe den Tagesordnungs­

punkt 6 auf:

Antrag der Abgeordneten Roland Magerl, Elena Roon, Franz Schmid u. a. und 

Fraktion (AfD)

Kosten für unbegleitete minderjährige Ausländer endlich gegenüber dem Bund 

einfordern und abrechnen! (Drs. 19/9411)

Ich eröffne die Aussprache. Erster Redner ist Herr Abgeordneter Dierkes für die AfD.

(Beifall bei der AfD)

Rene Dierkes (AfD): Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Die 

bayerischen Steuerzahler finanzieren seit Jahren ein System, das sie langsam, aber 

sicher ruiniert. Unbegleitete minderjährige Ausländer – kurz umA – kosten den Frei-

staat und unsere Kommunen jedes Jahr zig Millionen Euro. Und der Bund? – Der 

Bund schaut weg und lässt uns die Zeche zahlen. Und die Söder-Regierung agiert wie 

immer wie ein zahnloser Tiger und lässt das mit uns Bayern machen.

Deshalb stellen wir als AfD-Fraktion heute klar: Es reicht! Der Landtag muss die 

Staatsregierung daher auffordern, endlich alle notwendigen Schritte einzuleiten, damit 

der Bund die bislang nicht ausreichend übernommenen Kosten vollständig erstat-

tet.Wir fordern die konsequente Umsetzung des Beschlusses der Jugend- und Famili-

enministerkonferenz vom Mai 2024. Konkret: Der Bund muss mindestens die Hälfte 

der Kosten übernehmen. Die umA-Pauschale muss wieder eingeführt werden. Es 

braucht endlich eine wissenschaftlich fundierte Altersfeststellung bei minderjährigen 

Ausländern und eine Schärfung der Regelungen des VIII. Sozialgesetzbuches, damit 

die Kinder- und Jugendhilfe nicht länger überfordert wird.

Schauen wir auf die Fakten. Bis 2022 gab es noch eine bundesweite Entlastungspau-

schale für umA in Höhe von 350 Millionen Euro jährlich. Davon entfielen jährlich 

55 Millionen Euro allein auf den Freistaat Bayern. Diese Pauschale wurde gestrichen, 

Protokollauszug
81. Plenum, 09.06.2026 Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode 1

descendant::redner[beitrag/@typ='Aufruf TOP']/@link
https://www.bayern.landtag.de/parlament/dokumente/drucksachen?isInitialCheck=0&q=&dknr=9411&suchverhalten=AND&dokumentenart=Drucksache&ist_basisdokument=off&sort=date&anzahl_treffer=20&wahlperiodeid%5B%5D=19&erfassungsdatum%5Bstart%5D=&erfassungsdatum%5Bend%5D=&dokumentenart=Drucksache
https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5315


obwohl die Anzahl der unbegleiteten minderjährigen Ausländer weiterhin hoch ist und 

sogar steigt. Für die Jahre 2024 und 2025 hat der Freistaat jeweils 75 Millionen Euro 

veranschlagt, für 2026 und 2027 sind es sogar über 100 Millionen Euro plus weitere 

Millionen Euro für junge Volljährige. Und das ist nur die Spitze des Eisberges.

Rund 90 % der Antragsteller haben keine Identitätspapiere, keinen Pass, keinen 

Ausweis, nichts. Das schreit nach Missbrauch. Staatsministerin Ulrike Scharf hat im 

August 2024 selber gesagt: Die Kostenpauschale darf nicht gestrichen werden. Der 

Bund muss dynamisch mittragen. – Richtig so!

Wo bleibt nun aber die Initiative aus Bayern? Die anderen Länder fordern das schon 

seit November 2023. Der Freistaat Bayern schweigt jedoch inzwischen. Das ist keine 

bayerische Politik, das ist Unterwerfung unter eine verfehlte Bundespolitik. Die Ju-

gendhilfe steht vor dem Kollaps. Einrichtungen sind voll, Fachkräfte am Limit. Stan-

dards können kaum noch eingehalten werden.

Gleichzeitig kommen immer mehr junge Männer – denn das sind die allermeisten 

–, die angeblich minderjährig sind, aber so oft "zufällig" wie Erwachsene aussehen. 

Ohne verlässliche Altersfeststellung wird das System weiterhin ausgebeutet. Wir brau-

chen klare Regelungen, die eine differenzierte Betreuung ermöglichen. Kindeswohl ja, 

aber nicht auf Kosten unserer eigenen Kinder und Jugendlichen, deren Plätze in der 

Jugendhilfe verdrängt werden.

Meine Damen und Herren, das ist keine Frage der Humanität. Das ist eine Frage der 

Gerechtigkeit, auch gegenüber den eigenen bayerischen Bürgern. Wir haben eigene 

Obdachlose, eigene Kinder in Armut und eigene Familien, die auf Hilfe angewiesen 

sind.

(Beifall bei der AfD)
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Stattdessen wird unser Geld in ein System gepumpt, das keine Obergrenze kennt und 

in dem der Bund die Verantwortung abwälzt. Das Primat der Kinder- und Jugendhilfe 

darf nicht zur Blankovollmacht für grenzenlose Zuwanderung werden.

Es geht hier nicht nur um Geld, sondern natürlich auch um die innere Sicherheit. Des-

wegen fordern wir ebenfalls eine wissenschaftlich evidente Altersfeststellung. Viele 

dieser sogenannten Minderjährigen sind nämlich erwachsene Männer ohne Papiere 

mit unklarer Vorgeschichte. Immer wieder kommt es zu schweren Straftaten. Denken 

Sie an den Würzburger Axt-Täter von 2016. Ein angeblich minderjähriger Afghane hat 

mit Axt und Messer im Regionalzug zugeschlagen und mehrere Menschen verstüm-

melt im Namen des Islamischen Staates.

(Zuruf von den GRÜNEN)

Oder der Fall in Pfaffenhofen: Fünf angeblich minderjährige Afghanen haben in einer 

Unterkunft für minderjährige Flüchtlinge eine Gruppenvergewaltigung begangen. Ähn-

liche Vorfälle gibt es bundesweit, in Bayern Hunderte davon: Messerattacken, sexuelle 

Übergriffe in Unterkünften, Gewalt gegen Einheimische. Viele der Täter tauchen ab, 

werden vermisst.

Wir brauchen endlich eine verlässliche biologische Altersfeststellung und keine Inau-

genscheinnahme, bei der indoktrinierte Gutmenschen entscheiden, ob ein Erwachse-

ner ein Minderjähriger ist, und das nur, damit diese Personen in den Genuss der 

Jugendhilfe und des Jugendstrafrechts kommen.

Die AfD fordert daher seit Jahren eine echte Altersfeststellung mit medizinischen 

Methoden, und sie fordert, dass der Bund seine Pflicht erfüllt und nicht länger auf 

Bayerns Rücken Politik macht.

Werte Kollegen von den Regierungsfraktionen, handeln Sie endlich! Fordern Sie in 

Berlin laut und deutlich das Geld zurück, das uns zusteht, und medizinische Altersfest-

stellungen! Setzen Sie sich an die Spitze der Länder, statt hinterherzulaufen! Lassen 
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Sie endlich Ihren Reden und Worten auch Taten folgen! Die bayerischen Kommunen 

und Bürger erwarten das. Stimmen Sie daher dem Antrag zu!

(Beifall bei der AfD)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Nächster Redner ist Herr Kollege 

Karl Straub für die CSU-Fraktion.

Karl Straub (CSU): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Zur 

Klarstellung für die Besucherinnen und Besucher: Wir haben diesen Antrag bereits 

im Rechts- und Verfassungsausschuss behandelt. Ich habe jetzt extra im Protokoll 

nachgelesen. Da hat der Herr Dierkes in zwei, drei Sätzen relativ lieblos diesen Antrag 

dargestellt. Als die Gegenrede kam, kam auch nichts mehr weiter. Normal wird so 

etwas in einem Ausschuss ausdiskutiert und dann beschlossen.

Herr Dierkes tut so, als würde Bayern in diesem Punkt nichts unternehmen. Ja, 

die Kosten für Jugendhilfe in dem Bereich sind sehr hoch. Ich bin selber Kreisrat. 

Deswegen ist es berechtigt, die Forderung an den Bund tatsächlich zu stellen. Auf 

Initiative von Bayern hat die Jugend- und Familienministerkonferenz einstimmig – alle 

16 Bundesländer haben dafür gestimmt – beschlossen, die Kosten beim Bund geltend 

zu machen.

Der Bund wird auch tätig. Unsere Sozialministerin Frau Ulrike Scharf hat sich an den 

Bund gewendet. Im Bund läuft ein Gesetzgebungsverfahren. Das heißt: Was die AfD 

hier wieder mit großen Worten fordert, ist am Laufen und wird seitens des Bundes 

erfüllt werden, auch berechtigterweise erfüllt werden.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Ansonsten kann ich trotz der langen Redezeit nicht mehr dazu sagen. Es sind Punkte 

enthalten, die tatsächlich erledigt werden müssen. Die werden erledigt. Das macht die 

Bayerische Staatsregierung. Die Bayerische Staatsregierung und die Regierungsfrak-
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tionen waren hier federführend. Das wird erledigt. Deswegen lehnen wir den Antrag 

genauso wie im Verfassungsausschuss ab.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Herr Kollege Straub. – 

Für BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat Frau Kollegin Gülseren Demirel das Wort.

Gülseren Demirel (GRÜNE): Sehr verehrtes Präsidium, Kolleginnen und Kollegen! 

Ich hoffe, diesmal hält meine Stimme. – Kollege Straub hat es schon angesprochen. 

Das ist ein Antrag der AfD, der im Verfassungsausschuss besprochen worden ist. 

Immer wieder ist irritierend, aber das ist ein Muster bei Ihnen, bei der AfD-Fraktion, 

dass Sie in den Ausschüssen zu Ihren eigenen Anträgen zwei Sätze verlieren, aber 

dann den Antrag hier im Plenum hochziehen. Wenn Sie dann hier am Redepult 

stehen, blühen Sie auf einmal so was von auf. Da sage ich: null Interesse an fach-

lichem Austausch – das findet im Ausschuss statt –, sondern vielmehr Show für die 

Öffentlichkeit, dann aber auch noch mit Falschaussagen und Fake Informationen. Das 

kennen wir von Ihnen. Das ist nichts Neues. Trotzdem ist es jedes Mal wichtig, da ein 

bisschen mehr Licht reinzubringen.

Das eine ist: Bei dem Antrag, den Sie zu umA gestellt haben, geht es Ihnen gar nicht 

um die Kosten. Das haben Sie in Ihrer Rede auch sehr deutlich gemacht. Wenn man 

den Antrag genauer liest, wird man auch feststellen, dass es Ihnen eigentlich darum 

geht, dass Sie das ganze System stört, dass unbegleitete minderjährige Flüchtlinge in 

die Jugendhilfe kommen, unabhängig vom Alter.

Eine wissenschaftlich evidente Begutachtung des Alters gibt es ja schon. Es gibt 

das Handwurzelröntgen. Das ist das einzige medizinische Mittel, das wissenschaftlich 

nachgewiesen ist. Andere medizinische Mittel gibt es nicht. Das andere ist ein Clea-

ring-Gespräch. Da vertraue ich vielen Kolleginnen und Kollegen, die nicht blöd oder 

dumm sind und gar nicht Ihren Rat brauchen in der sozialpädagogischen Arbeit und 

mit Experten – Medizinern, Sozialpädagogen, Psychologen – ein Clearing-Gespräch 
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abhalten, um eine Altersfeststellung vorzunehmen.Außerdem greift das Sozialgesetz-

buch VIII, also das Kinder- und Jugendhilfegesetz, das die Unterbringung regelt, bei 

unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen nur bis zur Volljährigkeit. Bei allen anderen 

Kindern und Jugendlichen, also Deutschen und Jugendlichen, die lange hier leben, ist 

das Kinder- und Jugendhilfegesetz auf junge Menschen bis 24 und sogar 27 Jahre 

ausgerichtet. Aber bei unbegleiteten minderjährigen Geflüchteten wird die Unterbrin-

gung nur bis zum 18. Lebensjahr bezahlt.

Es war mir wichtig, das Bild, das Sie hier dargestellt haben, und die Schieflage ein 

bisschen zurechtzurücken. Ansonsten lehnen wir diesen Antrag selbstredend natürlich 

ab; denn es geht Ihnen um ganz andere Dinge als um eine sachliche Debatte.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Frau Demirel, eine Zwischenfrage 

von Herrn Abgeordneten Dierkes, AfD, ist noch rechtzeitig hereingekommen. Bitte 

schön, Frau Demirel, eine Zwischenbemerkung für Sie. Herr Dierkes, Sie haben das 

Wort.

Rene Dierkes (AfD): Frau Kollegin Demirel, es gibt ein Interview, in dem Sie sinnge-

mäß gesagt haben, dass es gar nicht von Vorteil wäre, das Alter von unbegleiteten 

minderjährigen Ausländern sicher festzustellen, weil sie sonst die Privilegien der Ju-

gendhilfe verlören. – Kann es vielmehr sein, dass Sie das Ganze hier aus rein ideolo-

gischen Gründen ablehnen und überhaupt kein Interesse daran haben, dass unsere 

Rechtsstaatlichkeit gewahrt wird?

Gülseren Demirel (GRÜNE): Wenn Sie meine Ideologie mit Humanismus beschrei-

ben wollen, sage ich: Ja, ich bin ideologisch.

Woher Sie das Zitat aus dem Interview haben, ist mir nicht bekannt. Nennen Sie mir 

die Quelle. Sagen Sie mir, wo Sie es gelesen haben; denn sonst finde ich es ganz 
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schön unverschämt, so etwas ohne Nachweis einfach in den Raum zu stellen. Aber 

wir kennen es bei Ihnen ja nicht anders.

(Beifall bei den GRÜNEN sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER und der 

SPD)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Das Wort hat der Kollege Alexander 

Hold für die FREIEN WÄHLER.

Alexander Hold (FREIE WÄHLER): Sehr geehrter Herr Präsident, Kolleginnen und 

Kollegen! Die Erklärung, wieso umfassend im jeweiligen Fachausschuss behandelte 

Anträge der AfD immer wieder hier hochgezogen werden – Anträge, die der AfD 

im Fachausschuss gerade einmal zwei Sätze wert waren und hier dann für einen 

Rundumschlag und eine Generaldebatte genutzt werden –, ist ganz einfach. Eins, 

zwei, drei, vier: Es sind die Kameras, die Sie letzten Endes interessieren, und sonst 

gar nichts. Wenn Sie ganz ehrlich sind, geben Sie aber in den Kameras auch nicht so 

ein tolles Bild ab.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN, der CSU, den GRÜNEN und der SPD)

Wenn allerdings nicht nur die Diskussion überflüssig ist, weil wir sie schon einmal 

geführt und alle Fragen beantwortet haben, sondern wenn auch noch der Antrag 

überflüssig ist, geht es mir wie dem Kollegen Straub. Dann sind die sechs Minuten 

Redezeit, die ich habe, einfach zu viel.

Viel gibt es dazu nicht zu sagen. Der Antrag ist schlicht und einfach überflüssig, weil 

sich die Bayerische Staatsregierung schon ganz intensiv und mit Nachdruck sowohl 

für die Anpassung der bundesgesetzlichen Rahmenbedingungen als auch für die Er-

höhung der finanziellen Beteiligung des Bundes einsetzt.

Es ist tatsächlich so: Der Bund müsste da mehr übernehmen, und die Kosten sind 

hoch. Das ist schon richtig. Aber wir tun da alles. Auf Initiative Bayerns, auf unsere 

Initiative ist bei der Jugend- und Familienministerkonferenz im Mai 2024 einstimmig 
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ein Beschluss zur Überprüfung der Anpassung des bundeseinheitlichen Rahmens 

für unbegleitete minderjährige Ausländerinnen und Ausländer gefasst worden. Tenor 

des Ganzen ist die Forderung nach finanzieller Mitverantwortung des Bundes und 

Überprüfung eben auch des Rahmens.

Wir haben dazu auch konkrete Vorschläge gemacht. Wir brauchen tatsächlich ein dif-

ferenziertes Instrumentarium, zum Beispiel lediglich ambulante Maßnahmen für junge 

Volljährige. Auch bei der Unterbringung und der Versorgung ist durchaus etwas anzu-

passen. Tatsächlich ist nach intensiver Beratung mit den anderen Ländern ein Großteil 

der bayerischen Forderungen in der Praxis letzten Endes aufgenommen worden.

Die bayerische Sozialministerin hat sich noch einmal mit einem gesonderten Schrei-

ben im Juli 2025 an die Bundesministerin gewandt, und die Bundesministerin Frau 

Prien hat im September 2025 zugesichert, dass all diese Forderungen der Länder 

soweit irgendwie möglich im Gesetzgebungsverfahren umgesetzt werden. Punktum, 

aus. Was wollen wir da letzten Endes noch mehr? – Wir brauchen nicht die AfD, um 

vernünftige Politik zu machen. Im Gegenteil, ohne sie geht es besser.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU – Zuruf der Abgeordneten 

Elena Roon (AfD))

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Eine Zwischenbemerkung, 

Herr Hold. Herr Kollege, eine Zwischenbemerkung, wieder von Herrn Abgeordneten 

Dierkes, AfD. Bitte kommen Sie noch einmal nach vorne. Herr Dierkes, Sie haben das 

Wort.

Rene Dierkes (AfD): Sehr geehrter Herr Kollege Hold, Sie unterstellen, dass Anträge 

hochgezogen werden, um Öffentlichkeitswirksamkeit auszunutzen.

(Toni Schuberl (GRÜNE): Ja natürlich!)

Ich meine, gerade das ist ja der Sinn von Plenardebatten. Ich gebe diesen Vorwurf 

gerne zurück. Wie stehen Sie denn dazu, dass die Regierungsfraktionen immer wieder 
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sogar unstreitige Anträge und Gesetzentwürfe hochziehen, obwohl offensichtlich ist, 

dass sie ohnehin die Mehrheit haben?

(Beifall bei der AfD)

Alexander Hold (FREIE WÄHLER): Ich war eigentlich der Meinung, dass wir jetzt 

über Ihren Antrag beraten. Aber selbst zu Ihrem Antrag fällt Ihnen nichts Besseres ein, 

als über andere Anträge zu reden. Letzten Endes macht es keinen Sinn, das Ganze 

noch einmal so auszurollen. Man hat manchmal den Eindruck, Sie gehen wie mit dem 

Nudelholz vor. Nur schlagen Sie nicht damit, sondern Sie walzen alles so lang aus, bis 

am Ende der Tisch durchscheint.

(Ulrich Singer (AfD): Die Frage ist nicht beantwortet!)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Herr Kollege Hold. – 

Nächster Redner ist Herr Kollege Horst Arnold für die SPD-Fraktion.

Horst Arnold (SPD): Herr Präsident, Kolleginnen und Kollegen! Unbegleitete minder-

jährige Flüchtlinge sind natürlich ein Problem nicht nur der Kosten, sondern auch 

des menschlichen Umgangs. Das Hochziehen Ihres Antrags dient dazu, wiederum 

eine Diskriminierung zu etablieren dahin gehend, dass die Kosten das Entscheidende 

wären.

Herr Kollege Dierkes, Sie setzen das in Ihrer Zwischenfrage jetzt sogar so hoch an, 

dass Sie sagen, es gehe um die Wahrung der Rechtsstaatlichkeit. Ernsthaft? Wird 

die Rechtsstaatlichkeit in unserem Land gewahrt, wenn endlich Kosten aus Ihrer Sicht 

angemessen abgerechnet werden?

Das ist eine Verhöhnung im Prinzip jedes einzelnen Schicksals. Wir wissen, dass 

nahezu alle Menschen dazu geneigt sind, Rechtsräume auszuschöpfen. Das gehört 

aber zur Freiheit mit dazu. Dieser Antrag ist vollkommen ungeeignet, um sich damit zu 

profilieren; denn die Kosten, die in dem Zusammenhang angefallen sind, sind Kosten, 

um jungen Menschen das Schicksal insoweit zu erleichtern und zu verstehen, warum 
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sie da sind. Dass manche möglicherweise hergeschickt worden sind, ist das eine. 

Aber das andere ist natürlich, dass ein Individuum, ein Mensch als solcher genau 

denselben Anspruch auf Achtung und Wahrung der Würde hat wie jeder andere auch. 

Dies auf die Kostenfrage zu übertragen, obwohl tatsächlich in der politischen Praxis 

viel geschieht!

Ich beziehe mich gern auf die Vorredner, um auch die Zeit relativ kurz zu gestalten. 

Dass viel geschieht, um das einigermaßen zu regeln, ist klar. Wichtiger wäre, dass wir 

uns einmal die Ursachen ganz genau anschauen. Unbegleitete Minderjährige haben 

teilweise ein fatales Schicksal, weil sie möglicherweise Kriegswaisen sind, als Minder-

heit verfolgt wurden bzw. tatsächlich keine andere Chance hatten und haben, als 

sich aus ihrem eigenen Land herauszubewegen. Ich glaube, es macht den wenigsten 

Spaß, ihre Heimat zu verlassen.

Das ist der eigentliche Punkt. Wir lassen uns von Ihnen bei Kostenregelungen und 

bei der Prüfung der Rechtsstaatlichkeit nicht nasführen. Die Rechtsstaatlichkeit ist 

gewahrt, wenn sich die zuständigen Organe darüber verständigen. Wenn das im Bun-

desrat bzw. mit der Bundesregierung besprochen und ein angemessener Ausgleich 

gefunden wird, dann müssen keine biologischen oder medizinischen Nachweise ge-

führt werden, ob das jemand ist, der mit 17, 18 oder mit 21 Jahren zu uns gekommen 

ist. Es geht darum, dieses Problem der menschlichen Fluchtbewegung in dieser Welt 

insgesamt in den Griff zu bekommen. Deswegen lehnen wir diesen Antrag der AfD ab, 

weil er vollkommen ungeeignet ist, bei diesem Thema in irgendeiner Art und Weise 

etwas zu verändern.

(Beifall bei der SPD)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Herr Kollege Arnold. 

– Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Die Aussprache ist geschlossen. Wir 

kommen zur Abstimmung. Der federführende Ausschuss für Verfassung, Recht, Parla-

mentsfragen und Integration empfiehlt die Ablehnung des Antrags.
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Wer entgegen dem Ausschussvotum dem Antrag der AfD zustimmen möchte, den 

bitte ich um das Handzeichen. – Das ist die AfD-Fraktion. Gegenstimmen! – Das sind 

alle anderen Fraktionen. Enthaltungen? – Keine. Damit ist der Antrag abgelehnt.

Wie bereits zu Beginn unserer Sitzung bekannt gegeben, entfällt der Tagesordnungs-

punkt 7.
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